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Rechtsanwältin
Ina Lompa

von GTW Rechtsanwälte

Öffentliches Recht. Erfährt ein Nachbar über
Akteneinsicht von einer Baugenehmigung
für das Nachbargrundstück, hat er ein Jahr
Zeit, um dagegen Klage zu erheben. Doch
wann beginnt die Frist?

VG Bayreuth, Beschluss vom 22. Juni 2026,
Az. B 2 S 26.556

Klagefrist für eine Nachbarklage
kann stark variieren
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DER FALL

Das Gericht lehnte den Eilantrag eines
Nachbarn ab, weil er zu spät gegen die
Baugenehmigung für das Nachbargrund-
stück geklagt hatte. Durch Akteneinsicht
hatte der Grundstückseigentümer von der
Erteilung der Baugenehmigung erfahren.
Die Klage hatte er jedoch erst 15 Monate

später erhoben. Das Gericht entschied,
dass er innerhalb eines Jahres nach Erhalt
der Akteneinsicht hätte Klage erheben
müssen. Nach Ablauf dieser Frist sei die
Baugenehmigung bestandskräftig und
könne entsprechend nicht mehr ange-
fochten werden.
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DIE FOLGEN

Für Anfechtungsklagen gilt eine gesetzli-
che Klagefrist von einem Monat. Diese
beginnt ab der amtlichen Bekanntgabe
des belastenden Bescheids (§ 74 Abs. 1
VwGO). Fehlt in demBescheid die Rechts-
behelfsbelehrung oder ist sie unrichtig,
beträgt die Klagefrist ein Jahr (§ 58 Abs. 2
VwGO). Baugenehmigungenwerden häu-
fig nur dem Bauherrn bekanntgegeben.
Den Nachbarn sendet das Bauaufsichts-
amt die Baugenehmigung in der Regel
nicht zu. Die gesetzlichen Klagefristen
greifen dann,mangels amtlicher Bekannt-
gabe, nicht. Nach ständiger Rechtspre-

chung kommt es in diesen Fällen für den
Lauf der Klagefrist auf den Zeitpunkt der
Kenntnis von der Baugenehmigung an.
Das VG Bayreuth hat entschieden, dass
der Nachbar ab Akteneinsicht „sichere“
Kenntnis von der Baugenehmigung
gehabt habe. Das bedeutet nicht, dass die
Klagefrist immer erst ab Akteneinsicht zu
laufen beginnt. Dieser Fall sei so zu
behandeln, als sei demNachbarn die Bau-
genehmigung amtlich bekannt gegeben
worden.Mangels Rechtsbehelfsbelehrung
gelte eine Klagefrist von einem Jahr ab der
Akteneinsicht.
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WAS IST ZU TUN?

Umden Lauf der Klagefrist in Gang zu set-
zen, braucht der Nachbar die Baugeneh-
migung nicht „in den Händen zu halten“
(vgl. BVerwG, Beschluss vom 25. Juni 2025
– 7 B 29.24). Doch solange der Nachbar
nicht von der Baugenehmigung erfährt,
beginnt die Klagefrist nicht. So ist es denk-
bar, dass einNachbar JahrenachErteilung
einer Baugenehmigung Klage erhebt,
wenn er nicht von der Baugenehmigung
erfährt. Um frühzeitig Rechtssicherheit zu
erlangen, sollten Bauherren deshalb
mit dem Bauaufsichtsamt abstimmen,

dass auchdenNachbarndieBaugenehmi-
gung amtlich mit Rechtsbehelfsbelehrung
bekanntgegeben wird, um die einmona-
tige Klagefrist auszulösen. Nach Ablauf
dieses Monats ist klar, ob die Baugeneh-
migung unanfechtbar geworden ist oder
ob eine Nachbarklage eingereicht wurde.

(redigiert von Midia Nuri)

Rechtsanwalt und
Notar

Silvio Sittner
von Görg

Mietrecht. Ein Mieterhöhungsverlangen
nach § 558 BGB setzt ein Wohnraummiet-
verhältnis voraus – also nicht mit einer
Wohnungseigentümergemeinschaft.

LG München I, Urteil vom 3. Juni 2025,
Az. 34 O 7618/24

Keine Mietanpassung für
Wohneigentümergemeinschaft
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DER FALL

DerKläger ist Eigentümer einerWohnung,
die seit 1992 an eine Gemeinschaft von
Wohnungseigentümern vermietet ist. Der
Mietvertrag enthält keine Regelungen zur
Anpassung der Miete. Die Wohnungsei-
gentümergemeinschaft stimmte 2015
einer Mieterhöhung zu. Im Juni 2023 ver-

langte der Kläger eine weitere Erhöhung
der Miete unter Berufung auf § 558 BGB
und die ortsübliche Vergleichsmiete. Die
Wohnungseigentümergemeinschaft ver-
weigerte die Zustimmung zur Mieterhö-
hung. Der Kläger erhob daraufhin Klage
auf entsprechende Zustimmung.
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DIE FOLGEN

Das LGMünchen Iwies die Klage ab. § 558
Abs. 1 BGB setze ein Wohnraummietver-
hältnis voraus, das hier nicht vorliege. Die
Wohnungseigentümergemeinschaft sei
eine juristische Person ohne eigenen
Wohnbedarf. Eine analoge Anwendung
scheide aus, da der Gesetzgeber die Miet-
erhöhungsvorschriften bewusst auf das
Wohnraummietrecht beschränkt undeine
Anwendbarkeit für das Gewerbemietrecht
nicht vorgesehen habe. Auch seien die
Interessenlagen nicht vergleichbar. § 3

Ziff. 5 des Mietvertrags verweise zwar auf
„gesetzlich oder behördlich zugelassene
Mieterhöhungen“. Daraus folge jedoch
kein eigenständiger Anspruch auf eine
Mieterhöhung, da die Klausel eine
anwendbare gesetzliche Grundlage vor-
aussetze. Schließlichbegründedie frühere
Zustimmung der Wohnungseigentümer-
gemeinschaft zu einer Mieterhöhung im
Jahr 2015 keine (konkludente) Vereinba-
rung über die Anwendbarkeit des § 558
BGB.

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

WAS IST ZU TUN?

Die Entscheidung führt die bisherige
(auch höchstrichterliche) Rechtspre-
chung konsequent fort. Vermieter, die
Wohnungen an eine juristische Person
oder einen rechtsfähigen Verband (wie
eine Eigentümergemeinschaft) vermie-
ten, können Mieterhöhungen grundsätz-
lich nicht auf die Anpassungsvorschriften
aus dem Wohnraummietrecht stützen.
Auf die Bezeichnung des Vertrags als
„Wohnraummietvertrag“ kommt es nicht
an. In der Praxis können Vermieter bei der
Vermietung von Wohnraum an eine juris-
tische Person oder einen rechtsfähigen
Verband vielmehr nicht davon ausgehen,

dass Wohnraummietrecht Anwendung
findet. In entsprechenden langfristigen
Mietverträgen sollten sie daher insbeson-
dere eine wirksame Mietanpassungsklau-
sel (etwa eineWertsicherungsklausel oder
eine Staffelmiete) vereinbaren. Fehlt eine
solche Regelung imMietvertrag, bleibt bei
Gewerbemietverhältnissen nur die ein-
vernehmliche Mieterhöhung. Allgemeine
Verweisklauseln auf „gesetzlich zulässige
Mieterhöhungen“ genügen – wie das
Urteil zeigt – nicht, wenn die gesetzliche
Grundlage tatbestandlich nicht einschlä-
gig ist. (redigiert von Midia Nuri)

Rechtsanwalt
Dr. Walter Klein
von Loschelder

Quelle: Loschelder

Baurecht. Ansprüche aufgrund des
Mängelrechts verjähren nach fünf Jahren.
Ein Beweisverfahren hemmt die Verjährung.
Doch eine Klage zehn Jahre nach dem
Beweisverfahren kommt zu spät.

KG, Urteil vom 2. Mai 2024,
Az. 27 U 24/23

Mit der letzten Tat des Architekten
tritt Abnahmewirkung ein
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DER FALL

Der Bauherr lässt eineWohnanlage sanie-
ren und um mehrere Dachgeschosswoh-
nungen aufstocken. Er beauftragt einen
Architektenmit sämtlichen Leistungspha-
sen einschließlich der Objektbetreuung
(Leistungsphase 9). Die letzte Gewährleis-
tungsfrist der ausführenden Unterneh-
men endet 2010. In Leistungsphase 9
erbringt der Architekt keine weiteren
Architektenleistungen, auch der Bauherr
ruft keine ab. In den Dachgeschosswoh-

nungen kommt es zu Feuchtigkeitsschä-
den, für die ein Planungsfehler ursächlich
ist. Der Bauherr leitet ein selbstständiges
Beweisverfahren ein, das 2013 endet.
Anschließend erfolgt die Sanierung. Die
Kosten für die Beseitigung der Feuchtig-
keitsschäden in Höhe von rund 1,5 Mio.
Euromacht derBauherr als Schadenersatz
ab 2023 in einer Klage gegen denArchitek-
ten geltend. Der Architekt wendet Verjäh-
rung ein.
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DIE FOLGEN

Der Bauherr kann seinen Anspruch auf
Schadenersatz auf das werkvertragliche
Mängelrecht stützen, §§ 633 ff. BGB. Die-
ses ist aber nur anwendbar, wenn eine
Abnahme oder zumindest ein sog.
Abrechnungsverhältnis vorliegt. Ist – wie
in diesem Fall – die Objektbetreuung ver-
einbart, tritt an die Stelle der Abnahmedie
Vollendung der Leistung des Architekten.
Findet die Objektbegehung als letzte vor-
zunehmende Leistung des Architekten
kurz vor Ende der Gewährleistungsfrist
der Unternehmer statt, sind die Leistun-
gen vollendet und die Abnahmewirkung

tritt damit ein. Dann sind die Mängel-
rechte anwendbar. Diese Ansprüche ver-
jähren in fünf Jahren ab Abnahme, § 634a
Abs. 1 Nr. 2, Abs. 2 BGB. War die Objekt-
begehungdie letzte Leistung desArchitek-
ten, hat die Verjährung 2010 begonnen
und läuft 2015 ab. Bis 2013 war die Ver-
jährung durch ein Beweisverfahren
gehemmt (§ 204 BGB). Spätestens fünf
Jahre danach ist aber Verjährung einge-
treten. Die Klage rund zehn Jahre nach
Ende des Beweisverfahrens kommt zu
spät. Der Architekt kann die Leistung des
Schadenersatzes verweigern, § 214 BGB.
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WAS IST ZU TUN?

Der Bauherr hat eine Reihe von Chancen
ungenutzt gelassen. Er hätte im Architek-
tenvertrag eine förmliche Abnahme nach
der letzten Leistung vorsehen und dann
ab diesem Zeitpunkt die Verjährungsfrist
sicher berechnen können. Nach Ende des
Beweisverfahrens hätte er jedenfalls auf
Feststellung klagen müssen, dass der
Architekt alle Schäden aus demPlanungs-

fehler zu übernehmen hat. Gegebenen-
falls wäre auch eine Klage auf Schadener-
satz als Vorschuss nach Abschluss des
Beweisverfahrens möglich gewesen. Es
war nicht vertretbar, bis nach Abschluss
der Arbeitenmit der Geltendmachung des
Schadenersatzes zu warten, ohne bezüg-
lich der Verjährung Maßnahmen zu
ergreifen. (redigiert von Midia Nuri)

Rechtsanwalt
André Dietrich-Bethge

von Bethge

Maklerrecht. Ein Wohnungsvermittler, der
zugleich Verwalter einer Wohnung ist, hat
keinen Anspruch auf Provision, wenn über
diese Wohnung aufgrund seiner Vermittlung
ein Mietvertrag abgeschlossen wird.

BGH, Urteil vom 21. Mai 2026,
Az. I ZR 224/25

Wohnungsverwalter haben
keinen Provisionsanspruch
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DER FALL

Eine Eigentümerin mehrerer Immobilien
hatte den Beklagten im Jahr 2020 mit der
Verwaltung ihrer Immobilien beauftragt.
Dies beinhaltete auch den Abschluss von
Mietverträgen für die vorhandenen
Wohneinheiten. Die Parteien vereinbar-
ten eine monatliche Vergütung sowie
zusätzlich für den Fall der Neuvermietung
einer Wohnung eine Provision von zwei

Monatsmieten. In der Folge kam es durch
die Vermittlungstätigkeit des Beklagten zu
13 Neuvermietungen. Hierfür zahlte die
Eigentümerin eine Provision in Höhe von
16.800 Euro. Nach Kündigung des Verwal-
tervertrags verlangte die Eigentümerin
die Rückzahlung der Provision und berief
sich auf dasWohnungsvermittlungsgesetz
(WoVermittG).
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DIE FOLGEN

Der Bundesgerichtshof wies die Revision
des Verwalters zurück und gab der Eigen-
tümerin Recht. Er hielt die geschlossene
Provisionsvereinbarung für unwirksam
und sprach der Eigentümerin einen
Anspruch auf Rückzahlung der Provision
zu. Die obersten Richter verwiesen zur
Begründung auf die Regelungen des
Wohnungsvermittlungsgesetzes (WoVer-
mittG). Demzufolge besteht kein An-
spruch des Wohnungsvermittlers auf eine
Provision, wenn der Mietvertrag über
Wohnräume abgeschlossen wird, deren

Verwalter der Wohnungsvermittler ist.
Hiervon abweichende Vereinbarungen
sind unwirksam. Der Bundesgerichtshof
qualifizierte die Tätigkeit desBeklagten als
Verwalter im Sinne des WoVermittG.
Zugleich stellte er klar, dass es in diesem
Fall irrelevant sei, ob der Vermittler die
Provisionsvereinbarung – wie hier – direkt
mit dem Eigentümer oder mit demMieter
geschlossen habe. Der gesetzliche Aus-
schluss gelte in beiden Fällen.
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WAS IST ZU TUN?

Bei der Beauftragung von Verwaltern, die
zugleich Vermittlungstätigkeiten über-
nehmen, ist zu beachten, dass entspre-
chende Provisionsvereinbarungen unwirk-
sam sind. Dieser Ausschluss gilt von
Gesetzes wegen für Verwalter und Eigen-
tümer gleichermaßen.Den Parteien bleibt
es unbenommen, entsprechende Leistun-
gen dennoch zu vergüten. Tun sie dies,
bestehen jedoch keine Ansprüche darauf
und der Verwalter setzt sich dem Risiko
der Rückforderung aus. Eine Alternative

besteht darin, die allgemeineVerwalterge-
bühr zu erhöhen. Auch wäre die Verein-
barung einer Vergütung nach Zeit denk-
bar. Allerdings kann in diesen Fällen nicht
ausgeschlossen werden, dass diese im
Prozess als unzulässige Umgehungsge-
schäfte qualifiziertwerden. Es bleibt abzu-
warten, wie Gerichte hierzu entscheiden.

(redigiert von Midia Nuri)

ANZEIGE


